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42.Baibllltt Beiblatt zq~rlamontskorrespondenz 8.Feber 1956 

439/J A n, f r 11 g..s.. ' 
der Abg. 'H erz eIe, Dr. P f e i f e r und Genosse~ an den Bundesministor 

für Vorkehr und v~rstuatlichte Botriebetibetreffe~d die' Schaffung eines Bundes-
. , ~ 

elektrizitätsgesetzes~ 

Derzeit Sihd noch immer reichsrechtliche Regelungen ,im Elektrizitäts)Vcscn 

in G.eltung. Mit Verordnung vom 26.Jänner 1939, DRGBl. I.~3 (GB1.f. Österreioh 
I 

156/39), und durch Verordnung vom l7.März 1940, DRaDl. I. S 202, wurde die jetzt 

geltende,Regelung des Elektrizitätswegerechtes geschaffen •. 

Dls'Geaetzgebungsrecht in Elektri~itätsaachen ist zwischen dem Bund und den 

Län~orn geteilt. In Art.IO Bundes ... Verfassungsgesetz ist· das Stal'katromwegerocht 

nur dann dem Bunde vorbehalten, wen..'I'l es sich um Leitungen durch me:hrere BUlldes­

länder handelt. lüle anderen 1ll1golegenhoiten sind gemäß .lIl't.12 Abs.lt Z.l Lo.ndes~ 

sache in der Ausführungsgesotzgebung und Vollziehung. 

Diese Regelung weicht von der vor 1938 geltenden sta~k ab, wo einheitliche 

Gesetze dieses Sachgebiet regelten, die aber alle durch die deutsche Gesetzgebung 

aufgehoben wurden. N~'~eben sich ·in ror Praxis deshalb Übelstände, weil einmal 
I • 

diese deutschen Vorschriften nicht erhältlich sind und andererseits die Elektri ... 

zitätsunternehmungen fast ausschl1eßlich Landesgesellschaften sind. Das betreffende 

Bundesland i~t also, Elektrizitätsbehörde und Unternehmer zugleiCh, was zu schweren 

Unzukömmlichkeiten geführt hat. Die unterzeichneten Abgeordneten erinnern nur an 

die beiden L~ndesgesellschaften NmVAG und KE~G, die dauernd hinsichtlioh ihrer 
. . 

Gestion öffentliches Aufsehen erregen. Ganz abgesehen von kriminellen Verfehlungen 

einzelner Ge se II schaftsfunktionäre ist es durchaus den Leitlinien eines Rechts­

staateswidersprechend, wenn der Unternehmer sich elie Gesetze, denen er tUlter­

liegt, selbst machen kann. Willkürlichkeiten und Kontrollosigkeit, sind die' 

bedauerlichen Folgen dieses gesetzlichen Zustandes. 

Gemäß Art.4 der Bundesverf~ssung ist ÖsterreiCh ein einheitliches Wirt-, 

sChaftsgebiet, d.h., daß die Wirtschaftsgesetzgebung unbedingt dem Buade vorbe­

halten bleiben mussf dies ist aber im Elektrizität~{esen nbht der Fall. 

Bei aller Würdigung der föderalistischen Gestaltung unseres Staatswesens 

ist eine straffere Zusammenfassung des Elektrizitäts- und da insbesondere des 

Elektrizität~J~~ts notuendig,um Unbilligkeitcn und Unregelmäßigkeiten aus zu­

schliessen. 
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Die unterzeichneten Abgeordneten stellen" daher an den Herrn Bundes-

minister für Verkehr und ~rstaa.tlichte·Betriebe die 

A n f r 9 So a 

Ist der lle* Bundesm1nister· bero1 t, dem jauss unrerziiglich ein Elektri­

zitätsgesetz vorzulegen t das' a.lle rti"'1srecht11ch~n Vorseil;rif'ten aufhebt und 
. . 

zugleicheÜl klares :eundesgrUn~ee."':setz schafft~ UIlld1e Landes.Elektrizitäts ..... 

6csetze weitgehead einheitlioher zu gestalten, a.ls die& b1& i'1un der :tall is.t ? 
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